Stellungnahme der CDU – Fraktion zum PPP-Projekt

Die große Politik ruft z.Z. eine Gesellschaft der Kinderfreundlichkeit, des Wissens und Lernens aus, wohl wissend, dass nur Ausbildung unseren Wohlstand erhalten kann. Gleichzeitig müssen die Städte in Zeiten knapper Kassen ihre Sozialleistungen weiter ausbauen, Stichwort Kinderbetreuung. Dabei können die sich im Nothaushalt befindenden Städte den Sanierungsstau insb. bei Schulen nicht mehr auflösen. Dies führt zu noch größeren Schäden, die Verschuldung potenziert sich. Wer soll das bezahlen, wer hat so viel Geld, wer hat so viel Pinke-Pinke, wer hat das bestellt?, singen die Karnevalisten. Das alte Lied beinhaltet das Konnexitätsprinzip. Sind die Narren wirklich der große Politik um Jahrzehnte voraus? Man kann auch mit der Wahrheit spotten.

Bergneustadt als Schulstandort, insbesondere des dreigliederigen Schulsystems, zu erhalten, war der Grund, sich mit PPP zu befassen.

Als pfiffige Köpfe in den Ministerien merkten, dass die Haushalts- und Vergabegesetze den Kommunen keine Luft zum Atmen ließen, erfanden sie PPP. Not macht erfinderisch; im alten Rom musste die Benutzung von Latrinenhäuschen bezahlt werden nach dem Aphorismus: Pecunia non olet, privates Geld stinkt nicht ( mehr ). 

Die Theorie ist simpel: Die Privatwirtschaft mit Banken und Projektgesellschaften soll in Absprache mit der Stadt unsere Schulgebäude langfristig sanieren. Die Motivation der CDU ist die Hoffnung, dass die Realisierung spätestens in den nächsten 3 Jahren erfolgt ist,  somit optimale Gebäudezustände und damit gute Lernbedingungen nicht nur für die Laufzeit von 25 Jahren geschaffen und damit die Rahmenbedingungen für Bildung und Förderung unserer Kinder nachhaltig verbessert werden. Hierzu wäre die Stadt nach herkömmlicher Finanzierung entweder gar nicht in der Lage oder würde Jahrzehnte dafür benötigen. Wegen der Beteiligung von Privaten müssen anhaltende Effizienzvorteile gegenüber PSC der Kommunalaufsicht nachgewiesen und die vom Bund bzw. NRW erlassenen Vergaberichtlinien punktgenau erfüllt werden, was das Verfahren langwierig gemacht hat: Die Haushaltsverträglichkeit von PPP musste bestätigt, die Pflichtaufgaben der Stadt gewährleistet bleiben.  

Die Prinzipvorteile liegen auf der Hand: 

· Der Bieter akzeptierte niedrige Renditen bei sehr hohe Bonität. 

· Das Finanzierungsproblem ließ sich in Abhängigkeit unserer Ansprüche abschätzen und die Langfristigkeit des Investments absichern. 

· Wesentliche Details der Leistungsdurchführung konnten im Verhandlungsverfahren auf Basis von Output-Spezifikationen entwickelt werden in Gegensatz zum städtischen Vergabeverfahren. 

· Wesentliche Planungs- und Baurisiken liegen durch Sicherheitsklauseln beim Bieter, der eine optimierte, kurze Bauzeitplanung garantiert. Dabei bleiben die Gebäude im städtischen Eigentum und müssen über die Laufzeit und auch im Endzeitpunkt einen sehr guten Zustand erfüllen. 

· Die Stadt zahlt erstmals nach Abnahme der fertig gestellten Gebäude, die Bautätigkeit wird von einem Controllergruppe überwacht. 

· Die Stadt spart gegenüber der herkömmlichen Kredit-Finanzierung ca. 15 % ( die Absolutzahlen können erst nach dem Zuschlag genannt werden ); wegen des städtischen Nothaushalts wären nur Dringlichkeitssanierungen oder Reparaturarbeiten möglich gewesen. 

· Der Vergleich zwischen den verbleibenden Bietern spricht eindeutig für Bieter A mit 9567 gegenüber B mit 6142 von 10.000 Punkten. Die Befürchtung, der günstigere Bieter könnte mindere Qualität zu einem geringen Preis anbieten, kann ausgeschlossen werden. Die Leistungen durch städtisches Personal werden weiter vom Bieter in Anspruch genommen aufgrund eines Gestellungsvertrages. Das professionell aufgestellte Unternehmen hat durch Ausschöpfung von Synergieeffekten den Zuschlag erhalten.   

· Die Wertschöpfung kann zu einem hohem Anteil in der Region verbleiben, eine Einbeziehung unserer mittelständischen Firmen ist möglich.

· In den Verträgen ist sichergestellt, dass eine Nutzungsänderung der Gebäude jederzeit einplanbar ist.

· Der Einbau regenerativer Energieformen einschließlich Wärmedämmung ist berücksichtigt: Auch aus wirtschaftlicher Sicht lohnt sich z.Z. der Bau einer Hackschnitzelanlage. Bei weiteren Neuanschaffungen von Heizungsanlagen wird einzeln über die Energieform entschieden.

Natürlich gab und gibt es auch Risiken: 

· Wir betreten Neuland z.B. bei den Finanzierungsmodellen mit einem Restrisiko für die Stadt, denn bisher hat keine Kommune PPP - Erfahrung über 25Jahre. 

· PPP ist ein kommerzielles Unterfangen, kein Barmherzigkeitsakt, denn die Eigenkapitalgeber erwarten ihrerseits eine wirtschaftliche Rendite.

· Welche Auswirkungen die Festlegung der jährlichen Zahlungen auf sonstige Projekte haben wird ( insbesondere unter dem Einfluss von NKF ), bleibt abzuwarten. 

· Wie sich die Schullandschaft aufgrund der Gesetze des Landes verändern wird, weiß heute niemand. Deshalb ist eine Klausel bei evtl. Nutzungsänderungen eingebaut.

· Nachträge über Veränderungen, die heute noch niemand kennt, müssen zu gegebener Zeit entschieden werden. 

Fazit:

Man kann es drehen und wenden wie man will: 

Aufgrund der Rechtslage ( Stichwort z.B. europaweite genormte Ausschreibungsverfahren ) und nach Abwägung der Vorteile gegenüber den Risiken haben wir keine Alternative zu PPP, wollen wir für Bergneustadt die Zukunft unserer  Schulgebäude garantieren.

Unser Dank gilt Mr. PPP Thorsten Falk für die vorbildlichen Informationen und Beschlussvorlagen sowie Mr. Money Rolf Pickhardt für die einfühlsamen Erläuterungen der finanziellen Situation. Der ständige Kontakt mit der Genehmigungsbehörde hat zur heute vorliegenden aufsichtsbehördlichen Zustimmung geführt.  

10. 01.2008 gez. Dieter Neukrantz

